
Allgemeine Geschäftsbedingungen 

1. Geltungsbereich  

a. Unsere Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten im 

kaufmännischen Geschäftsverkehr mit allen unseren 

Abnehmern. 

b. Unsere AGB sind auch dann wirksam, wenn wir uns im 

Rahmen einer laufenden Geschäftsverbindung bei späteren 

Verträgen nicht ausdrücklich auf sie beziehen. 

Entgegenstehende oder von unseren AGB abweichende 

Bedingungen sind für uns nur verbindlich, soweit wir ihnen 

in jedem Einzelfall ausdrücklich schriftlich zugestimmt 

haben. 

2. Ausnahme 

a. Unsere Angebote sind freibleibend. Aufträge und sonstige 

Vereinbarungen kommen daher nur durch schriftliche 

Bestätigung bzw. mit Beginn der Baumaßnahme zustande.  

b. Bei Sonderanfertigungen (auch Sonderfarben) sind die 

bestellten Mengen für den Käufer verbindlich und müssen 

in jedem Fall vom Käufer abgenommen werden. Es besteht 

kein Anspruch auf die Nachproduktion von Mehrmengen.  

3. Leistungen 

a. Wir behalten uns vor, Aufträge in Teilleistungen 

auszuführen, falls nicht etwas anderes vereinbart ist. 

Beanstandungen von Teilleistungen entbinden nicht von 

der Verpflichtung, die Restleistung der bestellten Auftrags 

vertragsgemäß abzunehmen. 

b. Sofern ein Auftrag vereinbart wurde, setzt dieser eine mit 

einem 17,5 to LKW + Anhänger (10,5 to) befahrbare 

Anfahrtsstraße voraus. Verlässt das Lieferfahrzeug auf 

Weisung des Kunden die befahrbare Anfahrtsstraße, so 

haftet dieser für alle sich daraus ergebenden Schäden. Eine 

Anfahrtsstraße ist befahrbar, soweit der Fahrer die 

Produktionsstelle nach seiner Beurteilung ohne Schäden 

für Fahrzeug, Ladung sowie fremdes Eigentum erreichen 

kann. Der Kunde hat dafür zu sorgen, dass seine Baustelle 

ohne Gefahr für unsere Transportfahrzeuge unter 

Ausnutzung der in der Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung zulässigen Höchstgrenzen zu erreichen ist. Er ist 

auch für die Unterhaltung der Anfahrtswege innerhalb der 

Baustelle verantwortlich und hat für evtl. Schäden 

aufzukommen. Wartezeiten werden in Rechnung gestellt. 

c. Sollte eine Anfahrt aufgrund von 

straßenverkehrsrechtlichen Gewichtsbeschränkungen nur 

mit Hilfe einer Ausnahmegenehmigung möglich sein, ist 

uns dies rechtzeitig anzuzeigen. Wir werden dann eine 

entsprechende Ausnahmegenehmigung beantragen. Die 

Kosten dafür trägt der Käufer. 

d. Bei Überschreitung von Produktionsterminen ist uns eine 

Nachfrist von mindestens vier Wochen einzuräumen. 

e. Wird von Seiten des Käufers die Ausführung der 

Bauleistung für bestimmte Tage und Stunden 

vorgeschrieben, so kommen wir dieser Forderung nach 

Möglichkeit nach, ohne hierfür jedoch eine Haftung zu 

übernehmen. 

f. Betonprodukte müssen zur Erlangung der 

vorgeschriebenen Eigenschaften für bestimmte Zeit ruhen 

und aushärten. Wird vom Käufer eine vorzeitige Betretung 

vorgenommen, erfolgt dies auf eigene Gefahr, auf die wir 

den Käufer hinweisen. 

g. Alle Fälle höherer Gewalt und andere von uns oder einem 

für uns arbeitenden Betrieb nicht zu vertretende Umstände 

befreien uns für die Dauer ihres Bestehens, soweit sie 

unsere Produktion beeinträchtigen, von unserer 

Leistungspflicht. In den vorgenannten Fällen sind wir ferner 

- unbeschadet der Ziffer 9 dieser AGB - zum 

schadenersatzfreien Rücktritt vom Vertrag berechtigt, 

wenn uns die Leistung unmöglich geworden oder ein Ende 

des Leistungshindernisses nicht abzusehen ist.  

4.Einheispreisvertrag 

a. Ist nichts anderes vereinbart, wird nach Einheitspreisen 

und tatsächlichen Mengen abgerechnet. 

5. Verbrauchskosten für Strom und Wasser 

a. Der Auftraggeber trägt die Verbrauchskosten. 

6. Mängelrügen allgemein 

a. Wir leisten für den Einhalt der DIN EN-Vorschriften 

Gewähr. Erkennbare Mängel, Fehl- oder Mehrmengen sind 

unverzüglich schriftlich zu rügen. 

b. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher 

Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit, bei nur 

unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei 

natürlicher Abnutzung oder Schäden, die nach dem 

Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger 

Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter 

Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, ungeeigneten 

Baugrundes oder die aufgrund besonderer äußerer 

Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht 

vorausgesetzt sind. Wir verweisen auf die „Technischen 

Hinweise zur Lieferung von Straßenbauerzeugnissen aus 

Beton“, 08.01.2007, BDB, die als Vertragsbestandteil 

vereinbart werden. Muster und Proben gelten als 

unverbindliche Ansichtsstücke. Geringfügige 

Abweichungen davon berechtigen nicht zu 

Beanstandungen. Werden vom Käufer oder von Dritten 

unsachgemäß Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten 

vorgenommen, so bestehen für diese und die daraus 

entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 

c. Auch verdeckte Mängel sind uns unverzüglich schriftlich 

nach ihrer Entdeckung, spätestens vor Ablauf der 

Gewährleistungsfrist anzuzeigen. 

d. Uns ist Gelegenheit zu geben, den Mangel selbst und/ oder 

durch von uns beauftragte Fachleute untersuchen zu 

lassen. Diese Rechte stehen uns zu, soweit der Kunde uns 

nicht glaubhaft macht, dass wegen Gefahr im Verzuge 

Sofortmaßnahmen ergriffen werden mussten. Die 

Übernahme von Kosten für fremdbeauftragte Gutachter 

bedarf einer schriftlichen Vereinbarung im Einzelfall. 

e. Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten. Dieses gilt 

nicht, soweit das Gesetz gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 

(Bauwerke und Sachen für Bauwerke), 479 Abs. 1 

(Rückgriffsanspruch) und 634 a Abs. 1 Nr. (Baumängel) BGB 

längere Fristen vorschreibt sowie in Fällen der Verletzung 

des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei einer 

vorsätzlichen oder groben fahrlässigen Pflichtverletzung 

des Lieferers und bei einem arglistigen Verschweigen eines 

Sachmangels. 

7. Gewährleistung / Schadenersatz 

a. Bei begründeten Sachmängeln, deren Ursache bereits im 

Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag, leisten wir nach 

unserer Wahl mangelfreie Ersatzleistungen oder 

Nachbesserung. Für die Nacherfüllung ist uns eine 

angemessene Frist zu gewähren. Schlagen Ersatzleistungen 

bzw. Nachbesserung fehl oder erfordern sie einen 

unverhältnismäßigen Aufwand, so kann nach Einbau nur 

Minderung des Kaufpreises verlangt werden. 

b. Gesetzliche Rückgriffansprüche des Käufers gegen uns 

bestehen nur insoweit, als der Käufer mit seinem 

Abnehmer keine über die gesetzlichen Mangelansprüche 

hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. 

c. Für Schadenersatzansprüche gilt im übrigen Ziffer 10 

(sonstige Schadenersatzansprüche). Weitergehende oder 

andere als die in dieser Ziffer geregelten Ansprüche des 

Bestellers gegen uns und unser Erfüllungsgehilfen wegen 

eines Sachmangels sind ausgeschlossen. 

8. Zahlung 

a. Skonti bedürfen einer besonderen schriftlichen 

Vereinbarung. Vereinbarte Skontozahlung setzt voraus, 

dass keine anderen, nicht mehr skontofähigen Rechnungen 

offenstehen. Eine etwaige Vereinbarung über die 

Gewährung von Skonto ändert nichts an der 7 Tagen 

Fälligkeit unserer Rechnungsforderungen. Unsere 

Rechnungen gelten als anerkannt, wenn nicht innerhalb 

von 30 Tagen nach Rechnungsdatum schriftlich 

widersprochen wird. 

b. Die Annahme von Wechseln behalten wir uns vor. Die 

Annahme von Schecks können wir ablehnen, wenn 

begründete Zweifel an der Deckung bestehen.  

c. Unsere sämtlichen Forderungen werden sofort fällig, wenn 

der Kunde mit der Erfüllung einer anderen Verbindlichkeit 

gegenüber uns in Verzug gerät. Das Gleiche gilt, wenn er 

seine Zahlungen einstellt, überschuldet ist, über sein 

Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet ist oder die 

Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse 

abgelehnt wird oder Umstände bekannt werden, die 

begründete Zweifel an der Kreditwürdigkeit des Kunden 

rechtfertigen. 

d. Im Falle des Zahlungsverzuges können wir - unbeschadet 

weiterer Ansprüche - die banküblichen Zinsen, mindestens 

jedoch Zinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem 

jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank 

berechnen. Bei Zahlungsverzug sind wir - nach unserer 

Wahl - berechtigt, weitere Leistungen von 

Vorauszahlungen oder Sicherheitsleistungen abhängig zu 

machen, Schadenersatz wegen Verzögerung der Leistung 

zu verlangen oder vom Vertrag zurückzutreten. Außerdem 

können wir entgegengenommene Wechsel vor Verfall 

zurückgeben und sofortige Barzahlung fordern. 

e. Bei Forderungen aufgrund mehrerer Leistungen bleibt die 

Verrechnung von Geldeingängen auf die eine oder auf die 

andere Schuld uns überlassen. Der Käufer ist nicht 

berechtigt, wegen irgendwelcher Ansprüche, auch wenn 

sie aufgrund von Mängelrügen erhoben sind, ein 

Zurückbehaltungsrecht geltend zu machen. Die 

Aufrechnung mit Gegenforderungen ist nur soweit zulässig, 

wenn sie unbestritten, anerkannt oder rechtskräftig 

festgestellt sind. 

f. Wenn uns Tatsachen oder Umstände bekannt werden, die 

Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Kunden begründen 

und der Kunde trotz Aufforderung nicht zu ausreichender 

Sicherheitsleistung bereit ist, sind wir jederzeit ganz oder 

teilweise - unter Berücksichtigung der Ziffer 10 dieser AGB - 

zum schadenersatzfreien Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 

9. Sicherungsrechte 

a. Wir behalten uns das Eigentum an allen gelieferten 

Bauleistungen vor, bis unsere sämtlichen Forderungen - 

ohne Rücksicht auf ihren Rechtsgrund - aus der 

Geschäftsverbindung mit dem Kunden erfüllt sind. Das gilt 

auch dann, wenn einzelne oder sämtliche Forderungen in 

eine lfd. Rechnung aufgenommen wurden und der Saldo 

gezogen und anerkannt ist. 

b. Gerät der Kunde in Zahlungsverzug oder werden uns nach 

Vertragsabschluss Umstände bekannt, welche die 

Kreditwürdigkeit des Kunden wesentlich beeinträchtigen, 

sind wir berechtigt, den Auftrag stillzulegen bis die 

Forderungen bezahlt sind. 

10. Sonstige Schadenersatzansprüche 

a. Schaden- und Aufwendungsersatzansprüche des Kunden 

(im Folgenden: Schadenersatzansprüche), gleich aus 

welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung 

von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus 

unerlaubter Handlung, sind ausgeschlossen. 

b. Dieses gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z. B. nach 

dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes, der 

groben Fahrlässigkeit, wegen der Verletzung des Lebens, 

des Körpers oder der Gesundheit, wegen der Verletzung 

wesentlicher Vertragspflichten. Der 

Schadenersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher 

Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 

vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz 

oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der 

Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 

gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil 

des Käufers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht 

verbunden. 

c. Soweit dem Kunden nach dieser Ziffer 

Schadenersatzansprüche zustehen, verjähren diese mit 

Ablauf der für Sachmängelansprüche geltenden 

Verjährungsfrist gemäß Ziffer 6 e). 

11. Geltung für Verbrauchsgüterkauf 

Für Rechtsgeschäfte, die weder den Betrieb des 

Handelsgewerbes eines Kaufmannes noch eine juristische 

Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich 

rechtliches Sondervermögen betreffen, gelten diese AGB 

mit folgender Maßgabe: 

a. Ziffer 1 b) gilt nicht. 

b. Ziffer 6 a) gilt mit der Maßgabe, dass die Rügefrist zwei 

Wochen beträgt. 

c. 6 e) gelten nach Maßgabe der gesetzlichen 

Verjährungsvorschriften. 

d. Ziffer 6 a) erster Absatz gilt nur bei offensichtlich 

erkennbaren Mängeln, Fehl- oder Mehrmengen. 

e. Ziffer 8 d) Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass 5 

Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz der 

Europäischen Zentralbank berechnet werden können. Ziffer 

8 d) Satz 2 gilt nur insoweit, als auf die Rechtsfolgen des 

Verzuges (Schadenersatz wegen Verzögerung der Leistung) 

in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders 

hingewiesen worden ist oder eine angemessene Frist 

gesetzt wird (Mahnung). Ziffer 8 e) Satz 2 gilt nicht. 

f. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des 

Verkäufers zur Gewährleistung wegen Mängel der Sache 

erlassen oder beschränkt wird, ist nichtig, wenn der 

Verkäufer den Mangel arglistig verschweigt (§ 476 BGB). 

12. Schlussbestimmungen 

a. Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB ganz oder 

teilweise rechtlich unwirksam sein oder werden, soll die 

Geltung der übrigen Regelungen dadurch nicht berührt 

werden. 
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